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164. Verordnung: Einräumung von Privilegien und Immunitäten an die Organisation für Europäische Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und den Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens.

1 6 5 . Abkommen über die Errichtung eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens.

1 6 4 . Verordnung der Bundesregierung vom
28. Juni 1955, womit der Organisation für
Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit
und dem Rate für die Zusammenarbeit auf
dem Gebiete des Zollwesens Privilegien und

Immunitäten eingeräumt werden.

Auf Grund des § 1 des Bundesgesetzes vom
24. Feber 1954, BGBl. Nr. 74, über die Einräu-
mung von Privilegien und Immunitäten an zwi-
schenstaatliche Organisationen wird verordnet:

§ 1. (1) Der Organisation für Europäische Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit, den Vertretern ihrer
Mitgliedstaaten sowie den Beamten und Sachver-
ständigen dieser Organisation werden Privilegien
und Immunitäten im Umfange des Zusatzproto-
kolls Nr. I zum Abkommen für Europäische
Wirtschaftliche Zusammenarbeit vom 16. April
1948 eingeräumt.

(2) Der Text des Zusatzprotokolls Nr. I zum
Abkommen für Europäische Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit vom 16. April 1948 ist der An-

lage zu entnehmen, die einen Bestandteil dieser
Verordnung bildet.

§ 2. Dem Rate für die Zusammenarbeit auf
dem Gebiete des Zollwesens, den Vertretern
seiner Mitgliedstaaten sowie den Beamten und
Sachverständigen dieses Rates werden Privilegien
und Immunitäten im Umfange des Anhanges
zum Abkommen über die Errichtung eines Rates
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens, unterzeichnet in Brüssel am 15. De-
zember 1950 (BGBl. Nr. 165/1955), eingeräumt.

§ 3. Der Gewährung von Privilegien und Im-
munitäten nach den §§ 1 und 2 steht die öster-
reichische Staatsbürgerschaft einer Person nicht
entgegen.

§ 4. Diese Verordnung tritt rückwirkend mit
28. April 1954 in Kraft.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

Anlage

(Übersetzung)
ZUSATZPROTOKOLL

NR. I ZUM ABKOMMEN
FÜR EUROPÄISCHE

WIRTSCHAFTLICHE ZU-
SAMMENARBEIT ÜBER
DIE RECHTSFÄHIGKEIT,
DIE PRIVILEGIEN U N D
IMMUNITÄTEN DER OR-

GANISATION

Die Regierungen und Behör-
den, die das Abkommen für
Europäische Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit unterzeichnet
haben.

In Erwägung, daß gemäß den
Bestimmungen des Artikels 22
des Abkommens die Organisa-
tion für Europäische Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit auf dem
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Gebiet jedes ihrer Mitglieder
die Rechtsfähigkeit genießt, die
sie benötigt, um ihre Tätigkeit
zu entfalten und ihre Ziele zu
erreichen, und daß die Organi-
sation, ihre Beamten sowie die
Vertreter ihrer Mitglieder die
in einem Zusatzprotokoll um-
schriebenen Privilegien und
Immunitäten genießen;

haben sich über folgende Be-
stimmungen geeinigt:

TEIL I

Rechtspersönlichkeit, Rechts-
fähigkeit
Artikel 1

Die Organisation, besitzt
Rechtspersönlichkeit. Sie hat die
Fähigkeit, Verträge zu schließen,
unbewegliches und bewegliches
Eigentum zu erwerben und dar-
über zu verfügen und vor Ge-
richt aufzutreten.

TEIL II

Eigentum, Fonds und Ver-
mögenswerte

Artikel 2

Die Organisation, ihr Eigen-
tum und ihre Vermögenswerte,
gleichgültig wo sie sich befinden
und wer sie besitzt, genießen
gerichtliche Immunität, es sei
denn, daß die Organisation in
einem besonderen Fall ausdrück-
lich auf ihre Immunität ver-
zichtet hat. Es versteht sich aber,
daß ein Verzicht auf die Immu-
nität sich nicht auch auf Voll-
streckungsmaßnahmen ausdeh-
nen kann.

Artikel 3

Die Räumlichkeiten der Or-
ganisation sind unverletzlich.
Das Eigentum und die Ver-
mögenswerte der Organisation,
gleichgültig wo sie sich befinden
und von wem sie innegehabt
werden, sind verschont von
Durchsuchung, Requisition, Be-
schlagnahme, Enteignung und
jeder anderen Form des Ein-
griffes, sei es durch Vollzugs-,
Verwaltungs-, Gerichts- oder
Gesetzgebungsmaßnahmen.
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Artikel 4

Das Archiv der Organisation
und im allgemeinen alle ihr ge-
hörigen oder von ihr verwahr-
ten Dokumente sind unverletz-
lich, wo immer sie sich befinden.

Artikel 5

Ohne irgendwelchen Kontrol-
len, Reglementierungen oder
Moratorien finanzieller Art
unterworfen zu sein,

a) kann die Organisation
Zahlungsmittel jeder Art
besitzen und Guthaben in
jeder Währung unterhal-
ten;

b) steht es der Organisation
frei, ihre Fonds von einem
Land in ein anderes oder
innerhalb irgendeines Lan-
des zu überweisen und alle
in ihrem Besitz befind-
lichen Zahlungsmittel in
jede andere Währung um-
zuwechseln.

Artikel 6

Die Organisation, ihre Ver-
mögenswerte, Einkünfte und
anderes Eigentum sind:

a) befreit von allen direkten
Steuern; es versteht sich
jedoch, daß die Organi-
sation keine Befreiung
von Steuern beansprucht,
die tatsächlich nur ein
Entgelt für öffentliche
Dienstleistungen sind;

b) befreit von Zollgebühren
sowie von Verboten und
Beschränkungen hinsicht-
lich der Einfuhr und Aus-
fuhr der Organisation für
ihren amtlichen Gebrauch.
Es versteht sich jedoch,
daß auf Grund einer sol-
chen Befreiung einge-
führte Gegenstände in
dem Land, in das sie ein-
geführt wurden, nicht
verkauft werden, es sei
denn unter Bedingungen,
mit denen die Regierung
dieses Landes sich einver-
standen erklärt hat.

c) befreit von Zollgebühren
sowie von Verboten und
Beschränkungen der Ein-
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fuhr und Ausfuhr hin-
sichtlich ihrer Veröffent-
lichungen.

Artikel 7

Die Organisation beansprucht
im allgemeinen keine Befreiung
von den Verbrauchssteuern und
von Steuern auf den Verkauf
von beweglichem und unbeweg-
lichem Eigentum, die einen Teil
des zu entrichtenden Preises
bilden. Trotzdem werden die
Mitglieder, wo dies möglich ist,
geeignete Verwaltungsanord-
nungen für die Erlassung oder
die Rückerstattung des Gebüh-
ren- oder Steuerbetrages treffen,
wenn die Organisation bedeu-
tende Erwerbungen von Eigen-
tum für ihren amtlichen Ge-
brauch vornimmt, für welche
solche Gebühren und Steuern
berechnet worden sind oder be-
rechnet werden können.

TEIL III

Erleichterungen für Nach-
richtenübermittlung

Artikel 8

Die Organisation genießt im
Gebiet jedes Mitgliedes für ihre
amtlichen Nachrichten minde-
stens eine ebenso günstige Be-
handlung, wie sie die Regierung
dieses Mitgliedes irgendeiner an-
deren Regierung einschließlich
deren diplomatischer Mission
gewährt, und zwar in bezug auf
Vergünstigungen, Tarife und
Gebühren von Post, Kabeln,
Telegrammen, Radiotelegram-
men, Telephotographien, Tele-
phon und anderen Nachrichten-
mitteln; sowie in bezug auf
Pressetarife für Informationen
an die Presse und an den Rund-
funk. Eine Zensur hinsichtlich
der amtlichen Korrespondenz
und sonstigen amtlichen Nach-
richten der Organisation wird
nicht ausgeübt.

TEIL IV

Die Vertreter der Mitglieder

Artikel 9

Vertreter der Mitglieder bei
den Haupt- und Hilfsorganen
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der Organisation genießen wäh-
rend der Ausübung ihrer Tätig-
keit und auf ihrer Reise zum
oder vom Ort der Sitzung die
Privilegien, Immunitäten und
Erleichterungen, welche diplo-
matische Vertreter von ent-
sprechendem Rang genießen.

Artikel 10

Die Privilegien, Immunitäten
und Erleichterungen werden
den Vertretern der Mitglieder
nicht für ihren persönlichen
Vorteil gewährt, sondern um
die unabhängige Ausübung
ihrer Aufgaben im Zusammen-
hang mit der Organisation zu
gewährleisten. Infolgedessen hat
ein Mitglied nicht nur das
Recht, sondern die Pflicht, auf
die Immunität seines Vertre-
ters in jedem Fall zu verzichten,
wo es findet, daß sie verhin-
dern würde, daß die Gerechtig-
keit ihren Lauf nimmt, und wo
auf die Immunität ohne Nach-
teil für das Ziel, für das sie ge-
währt wird, verzichtet werden
kann.

Artikel 11

Die Bestimmungen des Ar-
tikels 9 finden keine Anwen-
dung zwischen einem Vertre-
ter und den Behörden des Staa-
tes, dessen Staatsangehöriger er
ist oder dessen Vertreter er ist
oder gewesen war.

Artikel 12

Der Ausdruck „Vertreter"
im Teil IV umfaßt alle Dele-
gierten, Stellvertretenden Dele-
gierten, Berater, Fachexperten
und Sekretäre der Delegationen.

TEIL V

Beamte

Artikel 13

Der Generalsekretär bestimmt
im einzelnen die Kategorien von
Beamten, auf welche die Be-
stimmungen des Teiles V An-
wendung finden. Er legt ein
Verzeichnis dieser Kategorien
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dem Rat vor und gibt es her-
nach allen Mitgliedern bekannt.
Die Namen der in diese Kate-
gorie aufgenommenen Beamten
werden von Zeit zu Zeit den
Mitgliedern mitgeteilt.

Artikel 14

Die Beamten der Organisa-
tion

a) genießen gerichtliche Im-
munität hinsichtlich aller
von ihnen in ihrer amt-
lichen Eigenschaft vorge-
nommenen Handlungen
und gesprochenen oder
geschriebenen Äußerun-
gen; sie genießen diese
Immunität nach Beendi-
gung ihrer Tätigkeit als
Beamte der Organisation
weiter;

b) genießen die gleiche Be-
freiung von der Besteue-
rung der ihnen bezahlten
Gehälter und Bezüge, wie
sie die Beamten der be-
deutendsten internationa-
len Organisationen genie-
ßen und unter den glei-
chen Bedingungen;

c) sind mit ihren Ehefrauen
und den von ihnen ab-
hängigen Familienangehö-
rigen von Einwanderungs-
beschränkungen und von
der Registrierung für
Ausländer befreit;

d) genießen die gleichen Pri-
vilegien hinsichtlich der
Erleichterungen im Geld-
wechsel, wie sie den Be-
amten ähnlichen Ranges
gewährt werden, die den
diplomatischen Missionen
angehören;

e) genießen mit ihren Ehe-
frauen und den von ihnen
abhängigen Familienange-
hörigen die gleichen Er-
leichterungen für die
Heimreise in Zeiten inter- :
nationaler Krisen wie die
diplomatischen Vertreter;

f) haben das Recht, zur Zeit
ihres ersten Dienstantrit-
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tes ihre Wohnungseinrich-
tung und Gebrauchsgegen-
stände zollfrei in das be-
treffende Land einzu-
führen.

Artikel 15

Zusätzlich zu den in Arti-
kel 14 angeführten Privilegien,
Immunitäten, Befreiungen und
Erleichterungen genießt der Ge-
neralsekretär für sich selber, für
seine Ehefrau und minderjähri-
gen Kinder die Privilegien und
Immunitäten, Befreiungen und
Erleichterungen, die gemäß dem
Völkerrecht den diplomatischen
Vertretern gewährt werden.

Artikel 16

Privilegien und Immunitäten
werden den Beamten im Inter-
esse der Organisation und nicht
zu ihrem persönlichen Vorteil
gewährt. Der Generalsekretär
hat das Recht und die Pflicht,
auf die Immunität eines Beam-
ten in jedem Fall zu verzichten,
wo er findet, daß die Immuni-
tät verhindern würde, daß die
Gerechtigkeit ihren Lauf nimmt,
und wo auf sie ohne Nachteil
für die Interessen der Organi-
sation verzichtet werden kann.
Im Falle des Generalsekretärs
und der stellvertretenden Gene-
ralsekretäre hat der Rat das
Recht, auf die Immunität zu
verzichten.

Artikel 17

Die Organisation arbeitet je-
derzeit mit den zuständigen Be-
hörden der Mitglieder zusam-
men, um den ordnungsgemäßen
Gang der Justiz zu erleichtern,
die Beobachtung der Polizeivor-
schriften zu gewährleisten und
Mißräuche zu verhindern, im
Zusammenhang mit den in die-
sem Teil V erwähnten Privile-
gien, Immunitäten und Erleich-
terungen.
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TEIL VI

Experten auf Missionen für
die Organisation

Artikel 18

Experten (außer den im
Teil V erwähnten Beamten),
die Aufträge für die Organisa-
tion durchführen, genießen
während des Zeitraumes ihres
Auftrages einschließlich der für
Reisen im Zusammenhang mit
ihrem Auftrag verwendeten
Zeit die Privilegien und Immu-
nitäten, die zur unabhängigen
Ausübung ihrer Aufgaben not-
wendig sind. Insbesondere wer-
den ihnen gewährt:

a) Immunität von persönli-
cher Verhaftung und von
der Beschlagnahme ihres
Gepäcks;

b) gerichtliche Immunität
hinsichtlich der von ihnen
in Erfüllung ihres Auf-
trages vorgenommenen
Handlungen;

c) Unverletzlichkeit aller
Schriftstücke und Doku-
mente.

Artikel 19

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Experten im
Interesse der Organisation und
nicht für ihren persönlichen
Vorteil gewährt. Der General-
sekretär hat das Recht und die
Pflicht, auf die Immunität eines
Experten in jedem Fall zu ver-
zichten, wo er findet, daß die
Immunität verhindern würde,
daß die Gerechtigkeit ihren Lauf
nimmt, und wo auf sie ohne
Nachteil für die Interessen der
Organisation verzichtet werden
kann.

TEIL VII

Ergänzende Verträge
Artikel.20

Die Organisation kann mit
einem oder mehreren Mitglie-
dern ergänzende Verträge ab-
schließen, welche die Bestim-
mungen des vorliegenden Pro-
tokolls ändern, soweit dieses
Mitglied oder diese Mitglieder
betroffen sind.
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Zu Urkund dessen haben die
unterfertigten und zu diesem
Zweck gebührend beauftragten
Bevollmächtigten das vorlie-
gende Protokoll unterzeichnet.

Geschehen in Paris, am
16. April 1948, in französischer
und englischer Sprache, wobei
beide Texte gleichermaßen
authentisch sind, in einer ein-
zigen Ausfertigung, welche in
den Archiven der französischen
Regierung verwahrt bleibt, die
hievon beglaubigte Abschrif-
ten an alle anderen Signatar-
staaten übermitteln wird.

165.

Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt, dem in Brüssel am 15. Dezember 1950
unterzeichneten Abkommen über die Errichtung eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens, welches also lautet:

(Übersetzung)

Abkommen über die Errich-
tung eines Rates für die
Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens,
unterzeichnet in Brüssel am

15. Dezember 1950.

Die Signatarstaaten der vor-
liegenden Konvention sind

in der Erwägung, daß es
zweckmäßig wäre, den höchsten
Grad der Übereinstimmung und
der Einheitlichkeit in ihren
Zollsystemen zu gewährleisten
und insbesondere die mit der
Entwicklung und dem tech-
nischen Fortschritt des Zoll-
wesens verbundenen Fragen und
die mit demselben im Zu-
sammenhang stehende Gesetz-
gebung zu studieren,

und in der Überzeugung, daß
es im Interesse des internatio-
nalen Handels liegt, die Zu-
sammenarbeit der einzelnen
Regierungen auf diesen Ge-
bieten unter besonderer Be-
rücksichtigung der damit ver-
bundenen wirtschaftlichen und
technischen Faktoren zu för-
dern,

über nachstehendes überein-
gekommen:
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Artikel I.

Es wird ein Rat für die Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiete
des Zollwesens errichtet, der in
der Folge als „Rat" bezeichnet
wird.

Artikel II.
a) Mitglieder des Rates sind:

i) die vertragschließen-
den Teile der vor-
liegenden Konvention;

ii) die Regierung jedes in
Fragen des Außen-
handels autonomen
Zollgebietes, die von
dem für die diplo-
matischen Beziehungen
dieses Gebietes offiziell
verantwortlichen ver-
tragschließenden Teil
vorgeschlagen und
deren Beitritt als selb-
ständiges Mitglied vom
Rat anerkannt wird.

b) Jede Regierung eines Zoll-
gebietes, die selbständiges
Mitglied gemäß dem vor-
stehenden Absatz 2) ist,
verliert die Mitgliedschaft
im Rat durch eine an den
Rat gerichtete Austritts-
notifikation des für ihre
diplomatischen Beziehun-
gen offiziell verantwort-
lichen vertragschließenden
Teiles.

c) Jedes Mitglied nominiert
einen Delegierten und
einen oder mehrere Er-
satzmänner für seine Ver-
tretung im Rat. Diese
Delegierten können von
Beratern unterstützt wer-
den.

d) Der Rat kann nach eige-
nem Ermessen Vertreter
von Nicht-Mitgliedstaaten
oder internationaler Or-
ganisationen als Beob-
achter zulassen.

Artikel III.
Dem Rat obliegen nach-

stehende Funktionen:
a) Alle Fragen, betreffend die

Zusammenarbeit auf dem
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Gebiete des Zollwesens,
die zu fördern die ver-
tragschließenden Teile im
Sinne der allgemeinen
Ziele der vorliegenden
Konvention beschlossen
haben, zu studieren;

b) die technische Seite der
Zollsysteme sowie der da-
mit zusammenhängenden
wirtschaftlichen Faktoren
zu prüfen, mit dem Ziel,
den Mitgliedern praktische
Maßnahmen zur Er-
reichung des höchsten
Grades der Übereinstim-
mung und der Einheitlich-
keit vorzuschlagen;

c) Entwürfe für Konven-
tionen und für Abände-
rungen von Konventionen
auszuarbeiten sowie deren
Annahme den interessier-
ten Regierungen vorzu-
schlagen;

d) Empfehlungen zur Ge-
währleistung einer gleich-
mäßigen Interpretation
und Anwendung der auf
Grund dieser Arbeiten ab-
geschlossenen Konventio-
nen sowie der Konvention
über die Klassifizierung
von Waren in den Zoll-
tarifen und der Konven-
tion über die Anwendung
der internationalen Wert-
definition, die von der
Studiengruppe für eine
europäische Zollunion aus-
gearbeitet wurden, zu
unterbreiten, um auf diese
Weise diejenigen Funk-
tionen zu erfüllen, die
ihm ausdrücklich durch
die Bestimmungen der ge-
nannten Konventionen
übertragen werden;

e) Empfehlungen als Ver-
mittler zur Regelung
von Meinungsverschieden-
heiten, die sich bei der
Interpretation oder der
Anwendung der im vorste-
henden Punkt d) angeführ-
ten Konventionen ergeben
sollten, im Sinne der Be-
stimmungen der genann-
ten Konventionen zu
machen; die interessierten
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Teile können sich einver-
nehmlich von vornherein
verpflichten, die Empfeh-
lungen des Rates als ver-
bindlich anzunehmen;

f) die Verbreitung von Mit-
teilungen, betreffend Zoll-
bestimmungen und Zoll-
verfahren, zu sichern;

g) den interessierten Regie-
rungen laufend oder auf
Verlangen . Mitteilungen
oder Ratschläge über Zoll-
fragen zukommen zu
lassen, soweit diese in den
Rahmen der allgemeinen
Ziele der vorliegenden
Konvention fallen, und
Empfehlungen zu diesem
Gegenstande zu machen;

h) mit den anderen zwischen-
staatlichen Organisationen
in Fragen, die in seine
Kompetenz fallen, zu-
sammenzuarbeiten.

Artikel IV.

Die Mitglieder des Rates
stellen diesem auf sein Ver-
langen die für die Erfüllung
seiner Aufgaben erforderlichen
Auskünfte und Urkunden zur
Verfügung; auf keinen Fall ist
jedoch ein Mitglied des Rates
verhalten, vertrauliche Infor-
mationen, deren Verlautbarung
die Anwendung eines Gesetzes
verhindern würde, gegen die
öffentlichen Interessen verstoßen
oder gesetzlich festgelegte Han-
delsinteressen öffentlicher oder
privater Unternehmen schädigen
würde, beizustellen.

Artikel V.

Dem Rat steht ein ständiges
technisches Komitee und ein
Generalsekretär zur Seite.

Artikel VI.

a) Der Rat wählt jedes Jahr
unter den Delegierten
einen Präsidenten und
wenigstens zwei Vize-
präsidenten.

b) Er beschließt seine Ge-
schäftsordnung mit Zwei-
drittelmehrheit seiner Mit-
glieder.
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c) Er errichtet ein Komitee
für die Nomenklatur ent-
sprechend den Bestimmun-
gen der Konvention über
die Klassifizierung von
Waren in den Zolltarifen
sowie ein Komitee für
die Bestimmung der Werte
entsprechend den Bestim-
mungen der Konvention
über die Anwendung der
internationalen Wert-
definition. Er ist ferner
ermächtigt, jedes beliebige
andere Komitee zu er-
richten, das er für die
Durchführung der in Ar-
tikel III d) genannten
Konventionen oder für
irgendeinen anderen in
seine Kompetenz fallen-
den Gegenstand für nötig
erachtet.

d) Er setzt die dem ständigen
technischen Komitee über-
tragenen Aufgaben und
die demselben erteilten
Vollmachten fest.

e) Er genehmigt das Jahres-
budget, kontrolliert die
Ausgaben und erteilt dem
Generalsekretär die nöti-
gen Weisungen in finan-
ziellen Fragen.

Artikel VII.
a) Der Sitz des Rates ist

Brüssel.

b) Der Rat, das ständige
technische Komitee und
die vom Rate geschaffe-
nen Komitees können auf
Beschluß des Rates an
einem anderen Orte als
dem des Sitzes des Rates
zusammentreten.

c) Der Rat tritt wenigstens
zweimal im Jahr zusam-
men; seine erste Ver-
sammlung wird spätestens
drei Monate nach Inkraft-
treten der vorliegenden
Konvention erfolgen.

Artikel VIII.
a) Jedes Mitglied des Rates

verfügt über eine Stimme;
jedoch kann kein Mitglied
an der Abstimmung über
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Fragen, betreffend die Aus-
legung und die Anwen-
dung von den im vor-
stehenden Artikel III d)
vorgesehenen, in Kraft
stehenden Konventionen,
die auf das Mitglied keine
Anwendung finden, noch
über Abänderungen, be-
treffend solche Konven-
tionen, teilnehmen.

b) Vorbehaltlich der Be-
stimmungen des Arti-
kels VI b) erfolgt die Be-
schlußfassung des Rates
mit Zweidrittelmehrheit
der anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder. Der
Rat kann keinen gültigen
Beschluß über eine Frage
fassen, falls nicht mehr
als die Hälfte der in dieser
Frage stimmberechtigten
Mitglieder anwesend ist.

Artikel IX.
a) Der Rat nimmt mit den

Vereinten Nationen, ihren
Haupt- und Nebenorga-
nen, ihren Spezialorgani-
sationen sowie mit allen
anderen zwischenstaat-
lichen Organisationen die
erforderlichen Verbin-
dungen zur Sicherstellung
der Zusammenarbeit bei
Verfolgung der sie be-
treffenden Aufgaben auf.

b) Der Rat kann erforder-
liche Maßnahmen zur Er-
leichterung der Beratun-
gen und der Zusammen-
arbeit mit nichtstaat-
lichen Organisationen tref-
fen, die an Fragen aus
seinem Kompetenzbereich
interessiert sind.

Artikel X.
a) Das ständige technische

Komitee besteht aus Ver-
tretern der Mitglieder des
Rates. Jedes Mitglied des
Rates kann einen Dele-
gierten und einen oder
mehrere Ersatzmänner zu
seiner Vertretung im
Komitee nominieren.

Die Vertreter sind Be-
amte, die in Fragen des
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Zollverfahrens speziali-
siert sind. Sie können
durch Sachverständige
unterstützt werden,

b) Das ständige technische
Komitee tritt wenigstens
viermal im Jahr zusam-
men.

Artikel XL

a) Der Rat ernennt den
Generalsekretär und den
stellvertretenden General-
sekretär und bestimmt
deren Rechte, deren Pflich-
ten, deren Dienststellung
und die Dauer ihrer Tä-
tigkeit.

b) Der Generalsekretär er-
nennt das Verwaltungs-
personal des General-
sekretariats. Der Umfang
und die Stellung dieses
Personals bedarf der Ge-
nehmigung des Rates.

Artikel XU.

a) Jedes Mitglied des Rates
übernimmt die Kosten
seiner eigenen Delegation
beim Rat, beim ständigen
technischen Komitee und
bei den vom Rat errich-
teten Komitees.

b) Die Ausgaben des Rates
werden von den Mitglie-
dern getragen und gemäß
eines vom Rat festzu-
setzenden Schlüssels auf-
geteilt.

c) Der Rat kann das Stimm-
recht eines jeden Mitglie-
des aufheben, falls dieses
seinen finanziellen Ver-
pflichtungen nicht inner-
halb von drei Monaten,
nachdem ihm sein Bei-
trag mitgeteilt wurde,
nachkommt.

d) Jedes Mitglied des Rates
ist verpflichtet, seinen ge-
samten Jahresanteil ah den
Ausgaben des Verrech-
nungsjahres, im Laufe
dessen es Mitglied des
Rates wurde, als auch je-
nem, im Laufe dessen sein
Austritt wirksam wird, zu
leisten.
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Artikel XIII.

a) Der Rat genießt im Ge-
biete jedes seiner Mit-
glieder die zur Erfüllung
seiner Aufgaben erforder-
lichen rechtlichen Befug-
nisse, wie sie im Anhang
zur vorliegenden Konven-
tion definiert sind.

b) Der Rat, die Vertreter
seiner Mitglieder, die Be-
rater und Sachverständi-
gen, die zu deren Unter-
stützung bestellt sind, und
die Beamten des Rates ge-
nießen die im Anhang zu
dieser Konvention defi-
nierten Privilegien und
Immunitäten.

c) Der Anhang zu dieser
Konvention stellt einen
integrierenden Bestandteil
der vorliegenden Konven-
tion dar und jede Bezug-
nahme auf die Konven-
tion ist gleicherweise als
eine Bezugnahme auf
diesen Anhang anzusehen.

Artikel XIV.

Die vertragschließenden Teile
nehmen die Bestimmungen des
vom gleichen Zeitpunkt wie die
vorliegende Konvention in
Brüssel zur Unterzeichnung auf-
liegenden Protokolls, betreffend
die Studiengruppe für eine euro-
päische Zollunion, an. Bei der
Festlegung des im Artikel XII
b) vorgesehenen Beitragsschlüs-
sels wird der Rat die Beteili-
gung seiner Mitglieder an der
Studiengruppe berücksichtigen.

Artikel XV.

Die vorliegende Konvention
liegt bis zum 31. März 1951 zur
Unterzeichnung auf.

Artikel XVI.

a) Die vorliegende Konven-
tion bedarf der Ratifika-
tion.

b) Die Ratifikationsurkunden
werden beim belgischen
Ministerium für Auswär-
tige Angelegenheiten
hinterlegt, das alle Signa-
tarstaaten und alle bei-
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tretenden Staaten sowie
den Generalsekretär von
der Hinterlegung in
Kenntnis setzt.

Artikel XVII.

a) Die vorliegende Konven-
tion tritt in Kraft, sobald
sieben Signatarstaaten ihre
Ratifikationsurkunde hin-
terlegt haben.

b) Für jeden Signatarstaat,
der seine Ratifikations-
urkunde zu einem späte-
ren Zeitpunkt hinterlegt,
tritt die Konvention am
Tage der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde in
Kraft.

Artikel XVIII.

a) Die Regierung eines jeden
Staates, der nicht Signa-
tarstaat der vorliegenden
Konvention ist, wird der-
selben vom 1. April 1951
an beitreten können.

b) Die Beitrittsurkunden
werden beim belgischen
Ministerium für Auswär-
tige Angelegenheiten hin-
terlegt, das alle Signatar-
staaten und beitretenden
Staaten sowie den Gene-
ralsekretär von der er-
folgten Hinterlegung in
Kenntnis setzt.

c) Die vorliegende Konven-
tion tritt für jeden bei-
tretenden Staat am Tage
der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde in Kraft,
jedoch nicht vor dem im
Artikel XVIII a) vorge-
sehenen Zeitpunkt.

Artikel XIX.

Die vorliegende Konvention
wird für eine unbegrenzte Zeit
abgeschlossen, jedoch kann jeder
der vertragschließenden Teile sie
zu jeder Zeit nach Ablauf von
fünf Jahren nach ihrem Inkraft-
treten gemäß Artikel XVII a)
kündigen. Die Kündigung wird
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nach Ablauf eines Jahres vom
Tage des Einlangens der Kündi-
gungsanzeige beim belgischen
Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten wirksam.
Dieses setzt alle Signatarstaaten
und beitretenden Staaten sowie
den Generalsekretär vom Ein-
langen derselben in Kenntnis.

Artikel XX.

a) Der Rat kann den ver-
tragschließenden Teilen
Abänderungen zur vorlie-
genden Konvention vor-
schlagen.

b) Jeder vertragschließende
Teil, der eine Abänderung
annimmt, gibt diese An-
nahme schriftlich dem
belgischen Ministerium für
Auswärtige Angelegenhei-
ten bekannt, das seiner-
seits alle Signatarstaaten
und beitretenden Staaten
und den Generalsekretär
vom Einlangen der Mit-
teilung der Annahme in
Kenntnis setzt.

c) Eine Abänderung tritt
drei Monate, nachdem die
Mitteilungen der An-
nahme aller vertragschlie-
ßenden Teile beim belgi-
schen Ministerium für
Auswärtige Angelegenhei-
ten eingelangt sind, in
Kraft. Sobald eine Ab-
änderung auf diese Weise
von allen vertragschlie-
ßenden Teilen aufgenom-
men ist, verständigt das
belgische Ministerium für
Auswärtige Angelegenhei-
ten hievon alle Signatar-
staaten und beitretenden
Staaten sowie den Gene-
ralsekretär und gibt
gleichzeitig das Datum des
Inkrafttretens derselben
bekannt.

d) Nach dem Inkrafttreten
einer Abänderung kann
keine Regierung die vor-
liegende, Konvention rati-
fizieren oder ihr beitreten,
ohne gleichfalls diese Ab-
änderung anzunehmen.
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Zu Urkund dessen haben die
von ihren Regierungen ent-
sprechend Bevollmächtigten die
vorliegende Konvention unter-
zeichnet.

Geschehen zu Brüssel, am
fünfzehnten Dezember eintau-
sendneunhundertfünfzig (15. De-
zember 1950) in französischer
und englischer Sprache, wobei
beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind, in einem ein-
zigen Exemplar, das in den Ar-
chiven der belgischen Regierung
verwahrt wird, die ihrerseits
allen Signatarstaaten und bei-
tretenden Staaten beglaubigte
Abschriften davon zur Verfü-
gung stellt.

Für Deutschland:
v. MALTZAN

Für Österreich:

Für Belgien:
Paul van ZEELAND

Für Dänemark:
Bent FALKENSTJERNE

Für Frankreich:
J. de HAUTECLOCQUE

Für Großbritannien und
Nordirland:

J. H. le ROUGETEL
Für Griechenland:

D. CAPSALIS

Für Irland:

Für Island:
Pétur BENEDIKTSSON

Für Italien:
Pasquale DIANA

Für Luxemburg:
Robert ALS

Für Norwegen:
Johan Georg RAEDER

Für die Niederlande:
G. BEELAERTS van BLOKLAND

Für Portugal:
Eduardo VIEIRA LEITAO

Für Schweden:
G. de REUTERSKIOLD

Für die Schweiz:

Für die Türkei:
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ANHANG.

Rechtliche Befugnisse, Privi-
legien und Immunitäten des

Rates.

Artikel I.

Definitionen.

Abschnitt 1.

In diesem Anhang:

i) Für die Zwecke des Ar-
tikels III sollen die Worte
„Eigentum und Vermö-
genswerte" auch Eigen-
tum und Geldmittel, die
vom Fonds zur Förderung
seiner verfassungsmäßigen
Funktionen verwaltet
werden, einschließen;

ii) Für die Zwecke des Ar-
tikels V soll der Aus-
druck „Vertreter der Mit-
glieder" so ausgelegt wer-
den, daß er alle Vertreter,
die Stellvertreter, Berater,
technischen Sachverständi-
gen und Delegationssekre-
täre umfaßt.

Artikel II.

Rechtspersönlichkeiten.

Abschnitt 2.

Der Rat besitzt Rechtsper-
sönlichkeit. Er hat die Befugnis:

a) Verträge zu schließen.

b) Unbewegliches und be-
wegliches Eigentum zu er-
werben und darüber zu
verfügen.

c) Gerichtliche Verfahren
einzuleiten.

In diesen Angelegenheiten
vertritt der Generalsekretär den
Rat.

Artikel III.

Eigentum, Kapitalien und Ver-
mögenswerte.

Abschnitt 3.

Der Rat, sein Eigentum und
seine Vermögenswerte, wo im-
mer sie liegen und in wessen
Händen immer sie sich befin-
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den, sind von der Gerichtsbar-
keit befreit, es sei denn, daß sie
in einem Sonderfall ausdrücklich
auf dieses Vorrecht verzichtet
haben.

Abschnitt 4.
Die Räumlichkeiten des Rates

sind unverletzlich.

Sein Eigentum und seine Ver-
mögenswerte, wo immer sie
liegen und in wessen Händen
immer sie sich befinden, sind ge-
schützt vor Durchsuchung, Re-
quisition, Beschlagnahme, Ent-
eignung und jeder anderen
Form von Zwangsmaßnahmen
der Vollzugs-, Verwaltungs-,
Gerichts- oder gesetzgebenden
Behörden.

Abschnitt 5.
Die Archive des Rates sowie

im allgemeinen alle ihm gehöri-
gen oder in seinen Händen be-
findlichen Schriftstücke sind un-
verletzlich, wo immer sie sich
befinden.

Abschnitt 6.
Ohne durch finanzielle Über-

wachung, Regelung oder ein
Moratorium irgendwelcher Art
behindert zu sein, kann der
Rat:

a) Kapitalien, Gold oder
Zahlungsmittel jeglicher
Art besitzen und Gut-
haben in allen Währun-
gen unterhalten;

b) Überweisungen seiner Ka-
pitalien, seines Goldes
oder seiner Zahlungsmit-
tel von einem Land in ein
anderes oder innerhalb
irgendeines Landes vor-
nehmen und alle in seinem
Besitz befindlichen Zah-
lungsmittel in jede belie-
bige Währung umwan-
deln.

Abschnitt 7.
Bei der Ausübung der ihm

gemäß Abschnitt 6 zustehenden
Rechte berücksichtigt der Rat
alle Vorstellungen, die von
einem seiner Mitglieder erhoben
werden, insoweit er glaubt,
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ihnen ohne Nachteil für seine
Belange Folge geben zu können.

Abschnitt 8.

Der Rat, seine Vermögens-
werte, Einkünfte und anderes
Eigentum sind

a) befreit von allen direkten
Steuern. Es besteht jedoch
Einverständnis, daß der
Rat keine Befreiung von
Steuern verlangen wird,
die in Wirklichkeit nicht
mehr sind als Abgaben
für öffentliche Dienst-
leistungen;

b) befreit von Zollgebühren
sowie Ein- und Ausfuhr-
verboten und -beschrän-
kungen hinsichtlich der
vom Rat für seinen amt-
lichen Gebrauch ein- oder
ausgeführten Gegenstände.
Es besteht jedoch Einver-
ständnis darüber, daß die
auf diese Weise zollfrei
eingeführten Güter auf
dem Gebiete des Einfuhr-
landes nicht verkauft wer-
den, es sei denn, zu den
mit der Regierung dieses
Landes vereinbarten Be-
dingungen;

c) befreit von Zollgebühren
und Ein- und Ausfuhrver-
boten und -beschränkun-
gen hinsichtlich ihrer Ver-
öffentlichungen.

Abschnitt 9.

Der Rat wird im allgemeinen
keine Befreiung von den im
Kaufpreis von beweglichen und
unbeweglichen Gütern inbegrif-
fenen Verbrauchs- und Umsatz-
steuern beanspruchen. Wenn
jedoch der Rat für seinen amt-
lichen Gebrauch größere An-
käufe von Gütern vornimmt,
in deren Preis derartige Steuern
und Abgaben inbegriffen sind,
so werden die Mitglieder des
Rates, wann immer möglich,
geeignete Verwaltungsmaßnah-
men im Hinblick auf die Er-
lassung oder Rückerstattung des
Betrages dieser Steuern und Ab-
gaben treffen.
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Artikel IV.

Erleichterungen für den Nach-
richtenverkehr.

Abschnitt 10.

Der Rat genießt auf dem Ge-
biete jedes seiner Mitglieder für
seinen amtlichen Nachrichten-
verkehr eine nicht weniger vor-
teilhafte Behandlung, als wie sie
von einem Mitglied jeder ande-
ren Regierung einschließlich
deren diplomatischen Missio-
nen hinsichtlich des Vorzugs-
rechtes der Tarife und Gebüh-
ren für Briefpost, Kabel, Tele-
gramme, Radiogramme, Tele-
photographien, Telephonver-
bindungen und anderer Arten
der Nachrichtenübertragung so-
wie in bezug auf die Pressetarife
für die Mitteilungen an die
Presse und an den Rundfunk
gewährt werden.

Abschnitt 11.

Die amtlichen Briefe und die
anderen amtlichen Mitteilungen
des Rates können nicht zensu-
riert werden.

Nichts in diesem Abschnitt
soll so ausgelegt werden, daß
die Annahme geeigneter Sicher-
heitsmaßnahmen, die zwischen
dem Rat und einem seiner Mit-
glieder festgelegt werden, aus-
geschlossen wird.

Artikel V.

Vertreter der Mitglieder.

Abschnitt 12.

Die Vertreter der Mitglieder
bei den vom Rat, vom ständi-
gen technischen Komitee und
den vom Rat errichteten Komi-
tees einberufenen Konferenzen
genießen während der Aus-
übung ihrer Aufgaben und auf
ihren Reisen zum und vom
Konferenzort die folgenden
Privilegien und Immunitäten:

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Zurück-
haltung und vor Beschlag-
nahme ihres persönlichen
Gepäcks und in bezug auf
ihre mündlichen und
schriftlichen Äußerungen
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sowie alle Handlungen,
die sie in ihrer offiziellen
Eigenschaft setzen, Schutz
vor jeglicher Gerichtsbar-
keit;

b) Unverletzlichkeit aller
Schriftstücke und Urkun-
den;

c) das Recht, Codes zu be-
nützen und Schriftstücke
oder Briefe durch Kurier
oder in versiegelten Post-
säcken (Valisen) zu emp-
fangen;

d) in den Staaten, die sie bei
Ausübung ihrer Aufgaben
besuchen oder durchreisen,
Befreiung für sich selbst
und für ihre Ehegatten
von Einwanderungsbe-
schränkungen und von
der Ausländerregistrie-
rung;

e) die gleichen Erleichterun-
gen in bezug auf Wäh-
rungs- oder Geldwechsel-
beschränkungen, wie sie
den Vertretern ausländi-
scher Regierungen in
vorübergehender amt-
licher Mission gewährt
werden;

f) die gleichen Immunitäten
und Erleichterungen in be-
zug auf ihr persönliches
Gepäck, wie sie den Mit-
gliedern diplomatischer
Vertretungen von ent-
sprechendem Rang ge-
währt werden.

Abschnitt 13.

Um den Vertretern der Mit-
glieder des Rates bei Konferen-
zen des Rates, des ständigen
technischen Komitees und der
vom Rat errichteten Komitees
volle Redefreiheit und volle
Unabhängigkeit bei der Aus-
übung ihrer Pflichten zu sichern,
wird ihnen der Schutz vor ge-
richtlicher Verfolgung in bezug
auf ihre schriftlichen und
mündlichen Äußerungen sowie
alle Handlungen, die sie bei der
Ausübung ihrer Pflichten ge-
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setzt haben, weiterhin gewährt,
auch wenn die betreffenden Per-
sonen nicht weiter mit der
Durchführung solcher Aufgaben
betraut sind.

Abschnitt 14.
Die Privilegien und Immuni-

täten werden den Vertretern
der Mitglieder nicht zu ihrem
persönlichen Vorteil gewährt,
sondern um ihnen die unabhän-
gige Ausübung ihrer Pflichten
in Verbindung mit dem Rat zu
sichern. Infolgedessen hat ein
Mitglied nicht nur das Recht,
sondern die Pflicht, die Im-
munität seiner Vertreter in
jedem Fall aufzuheben, in dem
nach der Meinung des Mitglie-
des die Immunität den Lauf der
Gerechtigkeit hindern würde
und in dem die Immunität
ohne Nachteil für den Zweck,
für den sie gewährt wurde, auf-
gehoben werden kann.

Abschnitt 15.
Die Bestimmungen der Ab-

schnitte 12 und 13 sind nicht
anwendbar in bezug auf die Be-
hörden eines Staates, dessen
Staatsangehöriger die Person
ist oder dessen Vertreter er ist
oder war.

Artikel VI.

Beamte des Rates.

Abschnitt 16.
Der Rat bestimmt die Kate-

gorien von Beamten, auf welche
die Bestimmungen dieses Arti-
kels Anwendung finden. Der
Generalsekretär gibt allen Mit-
gliedern des Rates die Namen
der in diesen Kategorien ent-
haltenen Beamten bekannt.

Abschnitt 17.
Beamte des Rates:
a) sind geschützt vor ge-

richtlicher Verfolgung in
bezug auf ihre münd-
lichen und schriftlichen
Äußerungen und alle
Handlungen, die von
ihnen in Ausübung ihrer
offiziellen Eigenschaft im
Rahmen ihrer Befugnisse
gesetzt werden;
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b) genießen Steuerbefreiung
in bezug auf die ihnen
vom Rat bezahlten Ver-
gütungen und Entlohnun-
gen;

c) sind zusammen mit ihren
Gatten und den von
ihnen abhängigen Ver-
wandten frei von Ein-
wanderungsbeschränkun-
gen und der Ausländer-
registrierung;

d) erhalten in bezug auf Er-
leichterungen für den
Geldwechsel dieselben
Privilegien, wie sie den
Beamten diplomatischer
Vertretungen von ent-
sprechendem Rang ge-
währt werden;

e) genießen, zusammen mit
ihren Gatten und den von
ihnen abhängigen Ver-
wandten, in Zeiten inter-
nationaler Krisen diesel-
ben Heimbeförderungser-
leichterungen wie die Be-
amten diplomatischer
Vertretungen von. ent-
sprechendem Rang;

f) haben das Recht, bei
ihrem ersten Dienstantritt
im betreffenden Land ihre
Wohnungseinrichtungen
und Gebrauchsgegenstän-
de zollfrei einzuführen
und diese nach Beendi-
gung ihrer Tätigkeit nach
ihrem Heimatland wieder
zollfrei auszuführen.

Abschnitt 18.

Außer den im Abschnitt 17
vorgesehenen Privilegien und
Immunitäten werden dem Ge-
neralsekretär des Rates in bezug
auf sich selbst, seine Gattin und
seine minderjährigen Kinder
diejenigen Privilegien und Im-
munitäten, Befreiungen und Er-
leichterungen gewährt, die di-
plomatischen Gesandten gemäß
Völkerrecht gewährt werden.

Der stellvertretende General-
sekretär genießt die Privilegien
und Immunitäten, Befreiungen
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und Erleichterungen, die diplo-
matischen Vertretern von ent-
sprechendem Rang gewährt
werden.

Abschnitt 19.

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Beamten nur
im Interesse des Rates und nicht
zum persönlichen Vorteil der
einzelnen selbst gewährt. Der
Generalsekretär hat das Recht
und die Pflicht, auf die Im-
munität eines Beamten in jedem
Fall zu verzichten, in dem nach
seiner Meinung die Immunität
den Lauf der Gerechtigkeit hin-
dern würde und in dem auf sie
ohne Nachteil für die Interes-
sen des Rates verzichtet werden
kann. Die Immunität des Gene-
ralsekretärs kann nur durch den
Rat aufgehoben werden.

Artikel VII.

Vom Rat beauftragte Sachver-
ständige.

Abschnitt 20.

Den Sachverständigen (so-
fern sie nicht Beamte gemäß
Artikel VI sind) werden jene
Privilegien und Immunitäten,
Befreiungen und Erleichterun-
gen, die zur unabhängigen Er-
füllung eines für den Rat aus-
geführten Auftrages nötig sind,
für die Dauer dieses Auftrages
einschließlich der damit zusam-
menhängenden Reisezeiten ge-
währt. Insbesondere:

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Zurück-
haltung und vor Be-
schlagnahme ihres Ge-
päcks;

b) Schutz vor jeglicher Ge-
richtsbarkeit mit Bezug
auf ihre mündlichen und
schriftlichen Äußerungen
sowie alle ihre Handlun-
gen, die sie in Ausübung
ihres Auftrages im Rah-
men ihrer Befugnisse
setzen;

c) Unverletzlichkeit aller
Schriften und Urkunden.
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Abschnitt 21.

Die Privilegien, Immunitäten
und Erleichterungen werden
den Sachverständigen nur im
Interesse des Rates und nicht zu
ihrem persönlichen Vorteil ge-
währt. Der Generalsekretär hat
das Recht und die Pflicht, auf
die Immunität eines Sachver-
ständigen in jedem Fall zu ver-
zichten, in dem nach seiner
Meinung die Immunität den
Lauf der Gerechtigkeit hindern
würde und in dem auf sie ohne
Nachteil für die Interessen des
Rates verzichtet werden kann.

Artikel VIII.

Mißbrauch der Privilegien.

Abschnitt 22.

Die Vertreter der Mitglieder
bei den Konferenzen des Rates,
des ständigen technischen Komi-
tees und der vom Rat errichte-
ten Komitees werden, während
sie ihre Funktionen ausüben
und auf ihren Reisen zum und
vom Tagungsort, ebenso wie die
im Abschnitt 16 und im Ab-
schnitt 20 bezeichneten Beamten,
nicht von den örtlichen Behör-
den gezwungen werden, das
Land, in welchem sie ihre Funk-
tionen ausüben, auf Grund von
Handlungen, die sie in ihrer
offiziellen Eigenschaft setzen, zu
verlassen. In dem Falle jedoch,
daß eine solche Person die Pri-
vilegien des Aufenthaltsortes
mißbraucht, indem sie in die-
sem Lande Tätigkeiten ausübt,
die außerhalb ihrer offiziellen
Funktionen liegen, so kann sie
von der Regierung des be-
treffenden Landes gezwungen
werden, dasselbe zu verlassen,
falls folgende Voraussetzungen
gegeben sind:

i) Die Vertreter der Mit-
glieder des Rates oder
Personen, denen die diplo-
matische Immunität ge-
mäß Abschnitt 18 zusteht,
werden nur in Überein-
stimmung mit dem diplo-
matischen Verfahren, das
auf die in diesem Lande
akkreditierten diploma-
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tischen Gesandten ange-
wendet wird, gezwungen
werden, das Land zu ver-
lassen.

ii) Im Falle es sich um einen
Beamten handelt, auf den
der Abschnitt 18 keine
Anwendung findet, wird
keine Landesverweisung
verfügt, außer mit der
Genehmigung des Mini-
steriums für Auswärtige
Angelegenheiten des be-
treffenden Staates, und
eine solche Genehmigung
wird nur nach Einver-
nehmen mit dem General-
sekretär des Rates erteilt;
falls ein Ausweisungsver-
fahren gegen einen Be-
amten eingeleitet wird,
hat der Generalsekretär
des Rates das Recht, bei
einem solchen Verfahren
zugunsten der Person auf-
zutreten, gegen welche
dieses eingeleitet wird.

Abschnitt 23.

Der Generalsekretär wird
jederzeit mit den zuständigen
Behörden der Mitglieder des
Rates zusammenarbeiten, um
eine ordnungsgemäße Rechts-
gebarung zu erleichtern, die Be-
folgung der Polizeivorschriften
sicherzustellen und jeden Miß-
brauch zu verhindern, der
eventuell durch die Privilegien,
Immunitäten und Erleichterun-
gen, wie sie im vorliegenden
Anhang präzisiert sind, ent-
stehen könnte.

Artikel IX.

Schlichtung von Streitigkeiten.

Abschnitt 24.

Der Rat trifft geeignete Maß-
nahmen zur Schlichtung von:

a) Streitigkeiten in Fragen
von Kontrakten oder an-
deren Streitigkeiten zivil-
rechtlicher Natur, bei
denen der Rat Partei ist;

b) Streitigkeiten, in die ein
Beamter des Rates ver-
wickelt ist, der infolge
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seiner offiziellen Funktion
Immunität genießt, wenn
diese Immunität nicht ge-
mäß den Bestimmungen
der Abschnitte 19 und 21
aufgehoben wurde.

Artikel X.

Zusatzabkommen.

Abschnitt 25.

Der Rat kann mit einem oder
mehreren der vertragschließen-
den Teile Zusatzabkommen
zwecks Anwendung des vorlie-
genden Anhanges auf diesen
vertragschließenden Teil oder
diese vertragschließenden Teile
abschließen.

namens der Republik Österreich beizutreten, und verspricht in deren Namen die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel und
Wiederaufbau und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 12. Jänner 1953.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Figl

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Böck-Greissau

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Gruber

Die österreichische Beitrittsurkunde ist am 21. Jänner 1953 beim belgischen Ministerium für
Auswärtige Angelegenheiten hinterlegt worden. Die vorliegende Konvention ist daher für Öster-
reich gemäß Art. XVIII, lit. c, am 21. Jänner 1953 in Kraft getreten.

Bis zum 29. April 1955 haben außer Österreich folgende Staaten das Abkommen ratifiziert
oder sind ihm beigetreten:

Belgien, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Griechenland, Vereinigtes König-
reich von Großbritannien und Nordirland, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen,
Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien mit den spanischen Kolonien und der spanischen Zone
Marokkos, Türkei.

Raab


